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I. Einleitung 

 

Das Recht auf Gehör gewährleistet die Nachprüfung der anhängigen 

Rechtsangelegenheiten auch in sachlicher Hinsicht, so dass das Recht der Parteien, 

Beweise anzubieten, grundsätzlich ohne Beschränkungen zu gelten vermag1. 

Abgesehen davon, ist die effektive richterliche Rechtskontrolle kohärent mit der 

Nachprüfung des Streitgegenstandes in sachlicher Hinsicht2. So soll die 

Rechtsordnung den Prozessparteien die Möglichkeit verschaffen, die 

rechtserheblichen Tatsachen in den Prozess einzubringen und zu beweisen3.  

Das Recht auf Beweis hängt eng mit der freien Beweiswürdigung zusammen, 

woraus die Freiheit des Richters herrührt, alle in Frage kommenden Beweisgrunde, 

selbst in Form von atypischen Beweismitteln, in Erwägung zu ziehen4. Wenn eine 

Rechtsordnung für den Beweis von Tatsachen auf die Überzeugung des Richters 

abstellt5, ist der Beweis im Fall der richterlichen Gewissheit von der Wahrheit einer 

Tatsachenbehauptung erbracht6. Die freie Überzeugung des Richters, die als Freiheit 

von Beweiswertregeln wohl aber nicht von denjenigen des Beweismaßes zu 

verstehen ist, wird in großen Umfang auf seine Persönlichkeit abgestellt7. Damit die 

richterliche Entscheidung über die Sachlage keine höchst persönliche und 

voreingenommene Auffassung des Richters wiedergibt, soll er sich darum kümmern, 

dass bei der Verwirklichung des Rechts auf Beweis sein Urteil von seiner 

willkürlichen Einstellung zu der Sachlage nicht abhängt8. Denn bei der freien 

Beweiswürdigung, die das Recht auf Beweis wahrt9, sollen immer 

Rechtssicherheitsgedanken berücksichtigt werden.  

                                                 
1 K. H. Schwab/ P. Gottwald, Verfassung und Zivilprozess (1984), S. 53.  
2 W. Dütz, Rechtsstaatlicher Gerichtsschutz im Privatrecht (1970), S. 120. 
3 S. Kofmel, Das Recht auf Beweis im Zivilverfahren (1992), S. 12. 
4 G. Walter, Freie Beweiswürdigung (1979), S. 303 f . 
5 Wie z.B. mit § 286, Abs. 1 ZPO, wonach das Gericht nach freier Überzeugung zu 
entscheiden hat und Art. 340 gr. ZPO, wonach das Gericht nach seiner Überzeugung über 
die Wahrheit der Behauptungen entscheidet.  
6 K. H. Schwab, Das Beweismaß im Zivilprozess, Festschrift für H. Fasching zum 65. 
Geburtstag (1988), S. 462; vom Richter wird die persönliche Zweifelsüberwindung als 
Beweiskriterium verlangt; vgl. Münchener Kommentar zur ZPO/ H. Prütting, 2. Auflage (2000), 
§ 286 Rdn. 34  
7 P. Kargados, Das Beweismaß, in: W. J. Habscheid – K. E. Beys Hrsg., Grundfragen des 
Zivilprozessrechts (1988), S. 603,677  
8 G. Baumgärtel, Das Beweismaß, aaO., S. 552 
9  Kofmel, aaO (Nr.3), S.99, unterstreicht die Wechselbeziehung, die zwischen dem Recht auf 
Beweis und der freien Beweiswürdigung besteht.  
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Der Justizförmigkeit, die aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitet wird, steht 

dem Interesse an Verfahrensflexibilität und Einzellfallgerechtigkeit gegenüber10. 

Unter Justizförmigkeit versteht man nicht nur die strenge Anwendung der 

prozessualen Formvorschriften, sondern auch die strikte Befolgung des vom Gesetz 

geformten Verfahrens überhaupt11. Die Positivität des Rechts fördert die 

Rechtssicherheit die einen unterlässlichen Bestandteil der Rechtsidee darstellt12. Das 

Bedürfnis nach Rechtssicherheit und Kalkulierbarkeit13 durchzieht das 

Beweisverfahren. Den Förmlichkeiten des Verfahrens kommt wohl der Wert eines 

Selbstzwecks nicht zu. Vielmehr sollen sie die Gewährleistung des gerichtlichen 

Schutzes sichern14.  

 

 

II. Rationalitätskriterien der richterlichen Sachkenntnisquellen 

 

 

Der Richter der mit seinem Urteil die Rechtssicherheit fördert, versucht die 

rechtserheblichen Tatsachen mit Hilfe von rationalen Sachkenntnisquellen 

festzulegen15. Das Bedürfnis nach Rechtssicherheit führt Vertreter der Lehre dazu, 

dass sie sich um die Festlegung eines objektiven Wahrscheinlichkeitsbeweismaßes 

bemühen16. Deshalb schlagen sie vor, dass der Richter das Beweismaterial mit der 

Hilfe der Statistik bewerten soll 17. Dann reduziert man die freie Beweiswürdigung auf 

Wahrscheinlichkeitswerte18.  

Die empirische Wissenschaft darf bei der Festlegung von Tatsachen der 

Außenwelt von Gesetzen sprechen, wenn sie aufgrund des Standes ihrer Kenntnisse 

mit Prognosen zurechtkommt. Die empirische Wissenschaft nimmt als 

„vernunftgemäßes Wissen“ dasjenige an, das durch eine objektive 

Häufigkeitsaussage bestimmen lässt. Anders ausgedrückt: „wir wissen von einem 

                                                 
10 Schwab/ Gottwald, aaO. (N. 1), S. 26  
11 K. Kerameus, Institutionenschutz und Fallgerechtigkeit in der zivilprozessualen 
Zuständigkeitsordnung, Festschrift für G. Rammos, Band 1 (1979), S. 372 
12 G. Radbruch, Rechtsphilosophie, 8. Auflage (Herausgegeben von E. Wolf und H. P. 
Schneider, 1973), S. 164  
13 F. Baur, Richtermacht und Formalismus im Verfahrensrecht, in: Summum jns summa injuria 
(1963), S. 108, 112; P. Arens, Die Grundprinzipien des Zivilprozessrechts, in P. Gilles Hrsg. 
Die Humane Justiz (1977), S. 6  
14 R. Stürner, Die Aufklärungspflicht der Parteien des Zivilprozesses (1976), S. 43  
15 Kofmel, aaO. (N.3), S. 89  
16 B. Maassen, Beweismaßprobleme im Schadenersatzprozess (1983), S. 27, 52 f., 180  
17 H. Rüssmann, Diskussionsbeitrag, aaO (N.7), S. 699 
18 S. Koussoulis, Beweismaßprobleme im Zivilprozessrecht, Festschrift für K. H. Schwab zum 
70. Geburtstag (1990), S. 287 f.  
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Ereignis nur, dass es zu einer gewissen Bezugsklasse gehört, in der sich ein 

bestimmter Wahrscheinlichkeitsansatz bewährt“19.  

Die Methode des Beweises weist die äußeren Merkmale eines logischen 

Schließens auf, welches sich aus überzeugenden Argumenten zusammensetzen 

soll20. 

Es ist wohl bekannt, dass der moderne Empirismus mit denjenigen Begriffen 

arbeitet, über deren Bedeutung man in jedem konkreten Fall allein mit Hilfe von 

Beobachtungen entscheiden kann, und diejenigen Aussagen akzeptiert, die 

entweder rein logisch begründbar sind oder sich erfahrungsmäßig bewährt sind21. 

Für die erfahrungswissenschaftliche Erkenntnis stellt die absolute Gewissheit keine 

unerlässliche Voraussetzung für die Geltung der Forschungsergebnisse dar. 

Vielmehr müssen die zur Basis der Erfahrungskenntnis gehörenden Aussagen 

intersubjektiv verständlich und nachprüfbar sein22. Die induktiven Schlüsse sind 

Wahrscheinlichkeitsschlüsse und geben den Grad an, in welchem die Hypothese 

durch die Erfahrungsdaten bestätigt wird. Wahrscheinlichkeit bildet in ihrer statischen 

Bedeutung die relative Häufigkeit eines Ereignisses ab23.  

Sowohl der Bestätigungsgrad als auch die relative Häufigkeit, die die 

Verifizierbarkeit von Wahrscheinlichkeitsschlüssen des empirischen Wissens 

festzulegen vermögen, beruhen auf der Bearbeitung von messbaren Größen. Es wird 

zwar die Meinung vertreten, dass die Verwendbarkeit des naturwissenschaftlichen 

Wahrscheinlichkeitsbegriffs zur Annahme des Wahrscheinlichkeitswertes als 

vorgegebener objektiver Größe führe und die Basis für den Einsatz von den 

objektiven Kriterien bei der Beweiswürdigung schaffe24. Aber im Rahmen eines 

materiellrechtlichen Rechtsverhältnisses kann  eine etwaige fehlerhafte subjektive 

Einstellung einer Partei, die mögliche Aufmerksamkeit bei der Erfüllung ihrer 

Pflichten zu zeigen, nicht aufgrund von objektiv messbaren 

Wahrscheinlichkeitswerten beurteilt werden. Da die Tatbestände der Gesetze nicht 

allein auf wahrnehmbare Gegenstände Bezug nehmen, sondern auch auf solche 

Vorgänge, deren Verstehen Bewertungen menschlichen Verhaltens voraussetzt25, ist 

die Bestimmung eines Wahrscheinlichkeitsgrades bei der Beweiswürdigung kaum 

                                                 
19 K. Popper, Logik der Forschung, 7. Auflage (1982), S. 159, 163 f.  
20 J. Rödig, Theorie des gerichtlichen Erkenntnisverfahrens (1973), S. 113, 116 f.  
21 W. Stegmüller, Hauptströmungen der Gegenwartsphilosophie, 1. Band, 6. Auflage (1978), 
S. 354  
22 Stegmüller, aaO., S. 447  
23 W. Kilian, Juristische Entscheidung und elektronische Datenverarbeitung (1974), S. 220  
24 M. Huber , Das Beweismaß im Zivilprozess (1983), S. 150   
25 K. Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 5. Auflage (1983), S. 272  
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realisierbar26. Die Kriterien, die sich für die Objektivierung der Bewertungen 

entwickeln sollen, sind nicht mit statistischen und anderen Techniken zu 

vergleichen27. Deshalb kann der Rückgriff auf Wahrscheinlichkeitsansätze, die die 

empirischen Wissenschaften anwenden, den Überzeugungsforderungen des vollen 

Beweises nicht entsprechen28. Jedenfalls können relative Häufigkeitsansätze eine 

bedeutende Rolle bei der Bewertung konkreter Sachlage spielen, soweit der 

Beweisgegenstand sich aus Vorgängen messbarer Größe zusammensetzt29. 

Statistische Rechnungen stellen keine objektive Basis richterlicher Argumentation 

dar30, soweit sie nach erfahrungswissenschaftlichen Regeln nicht nachprüfbar sind.  

Allerdings ist der uneingeschränkte Ruckgriff auf subjektive Kriterien bei der 

freien Beweiswürdigung mit dem Rechtssicherheitsinteresse kaum vereinbar31. 

Personal bestimmte Entscheidungen können die Rechtssicherheit nicht 

gewährleisten32. Damit die Bewertung der Tatsachen keine Unsicherheitsquelle 

darstellt, braucht sie sich auf eine objektive Basis zu stützen33.  

Die rationale Basis der richterlichen Argumentation, die die Intersubjektivität, 

der Kriterien voraussetzt, hängt mit den sachlichen Gesichtspunkten des 

Entscheidenden bei der Bewertung konkreter Sachlage zusammen34. Das Postulat 

                                                 
26 P. Arens, Dogmatik und Praxis der Schadensschätzung, ZZP 1975, 32  
27 Kilian, aaO (N.23), S. 76; mit auf Statistik gestützten Gesetzen bedient sich vornehmlich die 
moderne Physik; gemäß den Erträgen der modernen physikalischen Forschung werden die 
statistischen Wahrscheinlichkeitsgesetze als Grundzug der Natur bezeichnet; man spricht von 
statistischer Gesetzmäßigkeit und von induktiven Wahrscheinlichkeitsargumenten an die 
Stelle des logischen Schlusses, der das gegebene Gesetz und die gegebenen Daten mit dem 
zu erklärenden Ereignis verbindet; dazu s. Stegmüller, aaO (N. 27), 2. Band, S.576 f; der 
Richter würdigt nicht nur die relative Häufigkeit des Ablaufs gewisser Vorgänge, wie Popper, 
aaO. (N. 19), S. 152, die Wahrscheinlichkeitsaussagen der modernen Physik wiedergibt, 
sondern er versucht darüberhinaus ausgehend vom Verständnis der inneren Struktur der 
Wahrscheinlichkeit von Behauptungen (K. Hellwig, System des deutschen Zivilprozessrechts, 
Erster Teil, 1912, S. 681), die innere Struktur der Wirklichkeit darzustellen, weil „die Sätze 
zeigen nicht darstellen“, wie Stegmüller, aaO (N.21), S. 555f, es in bezug auf Wittgenstein 
formuliert; die innere Struktur der Wirklichkeit trägt das Zivilprozessrecht Rechnung, indem es 
den Beweis dann für erbracht hält, wenn das Gericht „sich für vollständig überzeugt erachtet“, 
wie Hellwig, aaO. den Sinn des § 286, Abs. 1 ZPO wiedergibt.          
28 So aber Maasen, aaO. (N. 16), S. 53  
29 O. Ekelöf, Beweiswert, Festschrift für F. Baur (1981), S. 362; den Wahrscheinlichkeitsgrad 
den der Richter im konkreten Fall angenommen hat, hilft ihm zu Gewinnung seiner 
Überzeugung über die rechtserheblichen Tatsachen; vgl. H. Prütting, Gegenwartsprobleme 
der Beweislast (1983), S. 93; G. Baumgärtel, Beweisrechtliche Studien, Festschrift der 
rechtswissenschaftlichen Fakultät zur 600 –Jahr – Feier der Universität zu Köln (1989), S. 
169; die Erfahrung stellt die Grundlage der Überzeugung dar P. Gottwald, Die 
Revisionsinstanz als Tatsacheninstanz (1975), S. 225      
30 So aber R. Motsch, Vom rechtsgenügenden Beweis (1983), S. 248; bei der Bestimmung 
des Beweismasses wird die Rechtssicherheit durch die Einführung von generellen Regeln 
gefördert; vgl. P. Gottwald, Das wissenschaftliche Werk Karl-Heinz Schwabs, ZZP 2010, 132  
31 M. Rümelin, Die Rechtssicherheit (1924), S. 45  
32 D. Lorenz, Der Rechtschutz des Bürgers und der Rechtsweggarantie (1973), S. 7  
33 Baumgärtel, aaO. (N. 29), S. 170 
34 K. Engisch, Wahrheit und Richtigkeit im juristischen Denken (1964), S. 19  
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nach vorurteilsfreien Richtersprüchen ist Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips35. Der 

vorurteilsfreie Richter beachtet bei der Beweiswürdigung Erfahrungssätze und 

Denkgesetze36. Denn die Denkgesetze stellen eine kontrollierbare Einheit dar, und 

die Erfahrungssätze tragen einen allgemein anerkannten Beweiswert mit sich37. 

Derartige schlüssige Grundlagen richterlichen Handels fördern die menschmögliche 

rationale Begründung der freien richterlichen Überzeugung38.  

Die richterliche Begründungspflicht trägt zur Kontrollierbarkeit richterlicher 

Sachabwägungen bei39. Denn die Sachgründe liefern Ansatzpunkte zur Kontrolle der 

richterlichen Beweiswürdigung und zur Annahme seiner Überzeugung40. Der in der 

Verfassung verankerte Appell, die richterlichen Entscheidung eingehend und 

ausführlich zu begründen, beschränkt die Bedeutung von unberechenbaren, 

psychologischen Faktoren in den richterlichen Erkenntnisprozess der Sachlage41. Es 

wird richtig gemerkt, dass der Einfluss der subjektiven Beliebigkeit auf den 

Richterspruch im umgekehrten Verhältnis zu seiner Begründung stehe42. 

      

 

III. Zulässige Beschrankung der freien richterlichen Beweiswürdigung beim 

Vorliegen intersubjektiver Kriterien der Tatsachenfeststellung 

 

Es ist zwar richtig, dass die Intersubjektivität der richterlichen Kriterien bei der 

Beweiswürdigung von seinem Gewissen abhänge und ein erheblicher Spielraum 

dem Richter bei der Erreichung der notwendigen Beweisstärke verbleibe43. Dieser 

Spielraum kann aber dadurch begrenzt werden, dass das Gesetz beruht auf 

Denkgesetzen und Erfahrungssätzen die volle Überzeugung des Richters unter 

                                                 
35 J. Riedel, Das Postulat der Unparteilichkeit des Richters (1980), S. 11, 213; die 
Kanalisierung der freien richterlichen Wertung trägt zur Verstärkung der Bindung des Richters 
ans Gesetz bei; vgl. D. Simon, Die Unabhängigkeit des Richters (1975), S. 82     
36 D. Leipold, Beweismaß und Beweislast im Zivilprozess (1985), S. 11; Walter, aaO. (N.4), S. 
321   
37 G. Rammos, Die Verletzung der Erfahrungssätze als Kassationsgrund nach griechischem 
Zivilprozessrecht, Festschrift für W. Wengler zu seinem 65. Geburtstag, 2. Band (1973), 
S.697f; vgl. auch P. Gottwald, Schadenszurechnung und Schadensschätzung (1979), S. 201; 
Prütting, aaO. (N. 29), S. 93, bezeichnet zutreffend die Denkgesetze und die Erfahrungssätze 
als „objektivierende Tendenz“ der richterlichen Überzeugungsbildung.  
38 Gottwald, aaO 202f 
39 J. Esser, Vorwort, in: Ermessensfreiheit und Billigkeitsspielraum (1964), S. 17f 
40 Walter, aaO. (N.4), S. 325  
41 G. Mitsopoulos, Diskussionsbeitrag, aaO. (N.7), S. 704, Walter, aaO. (N.4), S. 325, betont 
zutreffend, dass durch die Begründungspflicht arbiträre Entscheidungen verhindert werden 
können.   
42 K. Kerameus, Die Begründung von Richtersprüchen (auf griechisch), Elliniki Dikaiosini 
1991, 1423   
43 Leipold, aaO. (N.36), S. 11 
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Ausschluss des Rechts auf Gegenbeweis mit bestimmten Beweismitteln vorsieht. 

Allerdings sollen die Grenzen eines derartigen Gegenbeweisausschlusses von der 

Geltungskraft der Denkgesetze und der Erfahrungssätze bestimmt werden.  

Trotzdem verletzen nach verbreiteter Ansicht Beweisregeln, die den vollen 

Beweis vorsehen, das Recht auf Beweis immer dann nicht, solange der 

Gegenbeweis zulässig sei44. Falls das Gesetz konkreten Beweismitteln die volle 

Beweiskraft zuerkenne und jeglichen Beweis gegen das Vorliegen dadurch 

bewiesener Tatsachen ausschließe, verletze das Recht auf Beweis45. 

Derartige Auffassungen vermögen, die verstärkte Überzeugungskraft 

bestimmter Denkgesetze und Erfahrungssätze auf Kosten des 

Rechtssicherheitsinteresses und der Rationalität von Richtersprüchen bei der 

Bewertung konkreter Sachlage nicht anzunehmen. Stellen bestimmte 

Erfahrungssätze eine unwiderlegbare Basis konkreter Richterspruche dar, dann soll 

ein Gegenbeweisverbot als zulässig angesehen werden. Denn der Richter soll bei 

der Bewertung konkreter Sachlage seine Überzeugung auf nachvollziehbarer Weise 

gewinnen46. Jedenfalls gibt die Beschränkung des rechtlichen Gehörs durch den 

Ausschluss des Gegenbeweises, falls bestimmte Beweismittel vorgebracht werden 

sind, Anlass zur Diskussion und Gegenargumentation47. Es wird nämlich die Frage 

angeschnitten, inwieweit die freie richterliche Beweiswürdigung einer 

erfahrungsmäßig bewährten und der Rechtssicherheit dienenden Erkenntnis 

widerlegen darf. 

Die Beobachtung stellt ein Kriterium der Wahrheitsprüfung von 

Parteibehauptungen dar. Da die Sprache unter Rückgriff auf Wahrnehmungsbegriffe 

klare und verständliche Gedanken formuliert, so kann nach allgemeiner Erfahrung 

darauf geschlossen werden, dass in derartigen Fällen die Entscheidung über die 

Wahrheit oder die Falschheit der Parteibehauptungen der subjektiven Meinung des 

Richters entzieht48.  

Die Urkunde als Gegenstand der sinnlichen Wahrnehmung ist 

Augenscheinsobjekt und beweist die Existenz bestimmter Gedankenäußerung49. 

Eine Urkunde, die als die Verkörperung einer Erklärung durch Zeichen zu erfassen 

ist, wird zum Gegenstand des Augenscheinsbeweises, soweit es auf das 

                                                 
44 W. J. Habscheid, Das Recht auf Beweis, ZZP 1983, 331  
45 Kofmel, aaO. (N.3), S. 247, 256f  
46 Walter, aaO. (N.4), S. 322, 325  
47 Schwab/ Gottwald, aaO. (N.1), S. 53 
48 R. Schreiber, Theorie des Beweiswertes für Beweismittel im Zivilprozess (1968), S. 8f  
49 A. Wach, Vorträge über die Reichscivilprocessordnung, 2. Auflage (1896), S. 204  
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Vorhandensein und die Betrachtung der Zeichen angeht50. Die Fixierung von 

Erklärungen lässt durch ihre dauerhafte Verkörperung verlässliche 

Tatsachenschlüsse auf den Zeitpunkt ihrer Beobachtung zu, so dass die 

Anerkennung eines hohen Beweiswertes für die echten Tatbestandsurkunden als 

gerechtfertigt angesehen werden soll51.  

In diesem Zusammenhang fördert der Urkundenbeweis vorurteilsfreie 

Richtersprüche, wie dies das Rechtsstaatsprinzip verlangt. Deshalb können die 

strenge Anwendung der materiellrechtlichen oder der prozessualen 

Schriftformvorschriften sowie die strikte Befolgung des vom Gesetz geformten 

Verfahrens, die die Widerlegung des Inhalts einer Urkunde durch den Zeugenbeweis 

nicht zulässt, eine objektive Basis zur richterlichen Nachprüfung der tatsächlichen 

Grundlage der anhängigen Rechtsangelegenheit gewährleisten und die 

Kalkulierbarkeit des Verfahrens sichern. Allerdings beschränkt die Justizförmigkeit im 

oben angegebenen Sinne das Recht auf Gegenbeweis, indem sie Grenzen an die 

Freiheit des Richters setzt.  

Die Justizförmigkeit, die durch die Nichtzulassung der Widerlegung von 

Urkunden hinsichtlich ihres Inhalts gefördert wird, sowie das Recht der Parteien auf 

Beweis, das als ein Aspekt des rechtlichen Gehörs52 die Berücksichtigung sämtlicher 

frist – und formgemäß beantragten objektiv tauglichen Beweismittel verlangt, 

befinden sich in einem Spannungsverhältnis.  

Soweit grundrechtliche Freiheiten mit verfassungsrechtlichen 

Freiheitsbeschränkungen kollidieren, ist die Herstellung einer praktischen 

Konkordanz durch die Harmonisierung der in Spannung sich befindenden 

Tendenzen erforderlich53. Beide sollen verhältnismäßig berücksichtigt werden54. 

Rechtssicherheitsgedanken stellen einen üblichen Anlass zur verhältnismäßigen 

Berücksichtigung der Grundrechte durch das Gesetz55. Verfahrensgarantien sind 

übrigens einer gesetzlichen Ausgestaltung in weit höherem Grad bedürftig56. 

Bei der verhältnismassigen Berücksichtigung der oben angeführten 

Tendenzen soll man Kompromissvorschläge unter Beachtung der Rolle des 

Beweisrechts aufstellen, wodurch die Suche nach sicheren Grundlagen für die 

                                                 
50 K. Schreiber, Die Urkunde im Zivilprozess (1983), S. 26  
51 J. Britz, Urkundenbeweisrecht und Elektroniktechnologie (1996), S. 227f  
52 Vgl. Oben am Anfang des ersten Kapitels  
53 K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 16. Aufl. (1988), Rdn. 72, 318; F. Müller, 
Normstruktur und Normativität, (1986), S. 213  
54 B. Schlink, Abwägung im Verfassungsrecht (1976), S. 46f; L. Hirschberg, Der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit (1981), S. 142  
55 D. Medicus, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Privatrecht, AcP 1992, 69  
56 Müller, aaO. (N.53), S. 215f  
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Feststellung von Tatsachen die Rechte der Parteien bei der Beweisaufnahme nicht in 

Gefahr setzten soll57. So sollen die Grenzen der sicheren Grundlage im oben 

angeführten Sinne, die der Urkunden beweis liefert, genau abgesteckt werden, so 

dass die Rechte der Gegenpartei nicht gefährdet werden. 

Die Abgabe bestimmter Erklärung kann durch den Urkundenbeweis 

intersubjektiv festgestellt werden. Denn jeder Berechtigte kann sie lesen. In diesem 

Zusammenhang wäre die Beschränkung des Rechts auf Gegenbeweis zulässig. Aus 

der durch Beobachtung gewonnenen Erkenntnis über den Inhalt einer Urkunde kann 

man einen Schluss weder auf ihre Urheberschaft noch auf die Wirksamkeit bzw. die 

Richtigkeit der abgegebenen Erklärung ziehen. Der Echtheitsbeweis einer Urkunde 

sowie die Feststellung einer Abweichung von dem Willen und der Erklärung können 

mit allen Beweismitteln geführt werden.  

Bei den Zeugnisurkunden ist die Würdigung der Richtigkeit von schriftlich 

niedergelegten Tatsachen eine höchst individuelle Angelegenheit. Denn die 

Vorgänge, worüber die Urkunde berichtet, können von allen Berechtigten nicht 

beobachtet werden, wie dies bei der Verständlichung der in der Tatbestandsurkunde 

verkörperten Erklärung der Fall ist. Der Richter ist bei den Zeugnisurkunden auf die 

Glaubwürdigkeit des Ausstellers angewiesen. Hält der Gesetzgeber die Aussteller 

von echten öffentlichen Tatbestandsurkunden für besonders glaubwürdig und die 

Überzeugung des Gerichts über die darin berichteten Vorgänge durch Gegenbeweis 

nicht erschüttern lässt, dann beruht er auf einen Erfahrungssatz, d.h. die 

Glaubwürdigkeit von Beamten oder Angestellten des öffentlichen Dienstes 

überhaupt, dessen Glaubwürdigkeit von der Bewertung der Persönlichkeit sowie der 

Zuverlässigkeit der Kontrollmechanismen im öffentlichen Sektor abhängt. Die 

Verifizierbarkeit derartiger Erfahrungssätze steht unter Diskussion und 

Gegenargumentation. Unter derartigen Umständen wäre die Beschränkung des 

Rechts auf Gegenbeweis unzulässig.  

Erfahrungssätze sprechen gegen die Zuverlässigkeit des Zeugenbeweises 

unter bestimmten Voraussetzungen. Rechtsvergleichende Analysen lehren, dass 

viele Zivilprozessordnungen den ohnehin unsicher erscheinenden Zeugenbeweis in 

den Fällen ausschließen, in denen erfahrungsgemäß die Zeugen keine glaubwürdige 

Aussage, z.B. wegen enger Beziehung eines Zeugen zu einer Partei, machen58. Die 

Verifizierbarkeit des konkreten Erfahrungssatzes lässt nicht durch eine objektive 

                                                 
57 Stein – Jonas/ Leipold, Kommentar zur Zivilprozessordnung, 22. Auflage (2008), § 284, 
Rdn. 127  
58 D. Coester – Waltjen, Internationales Beweisrecht (1983), S. 340   
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Häufigkeitsaussage bestimmen59, weil auf Vorgänge Bezug nimmt, deren Verstehen 

Bewertungen menschlichen Verhaltens bedingt. Da eine derartige Aufgabe nicht frei 

von der persönlichen Einstellung des Beurteilenden ist, ist nicht mit statistischen und 

anderen empirischen Techniken durchgeführt zu werden60. Deshalb gelten die zur 

sicheren Erkenntnis führenden Kriterien, die für die schriftlich niedergelegten 

Erklärungen vorgesehen sind, wohl nicht61. Die relative Geltung der Erfahrungssätze 

ist immer dann in der Rechtswissenschaft anzunehmen, wenn sie weit über das 

hinausgehen, was wir aufgrund von unmittelbaren Erlebnissen sicher wissen 

können62. 

Erfahrungssätze sprechen auch gegen die Zuverlässigkeit von atypischen 

Beweismitteln. Denn die Feststellung der Tatsachen wird dadurch auf keine sichere 

Grundlage gestellt63. Trotzdem kann man sie von der Liste der potentiellen 

Erkenntnisquellen nicht ausschließen. Die Suche nach sicheren Grundlagen für die 

Tatsachenfeststellung soll das Recht auf Beweis nicht beschränken64, falls potentielle 

Erkenntnisquelle selbst mit beschränkter Glaubwürdigkeit vorliegen. Die 

Berücksichtigung von atypischen Beweismitteln, die auch in Rahmen des 

Strengbeweises zugelassen werden,65 setzt allerdings die Wahrung des 

gegnerischen Rechts auf Gegenbeweis voraus66. 

 

IV. Zulässige Beschrankung der Sachkenntnisquellen nach dem Verständnis 

des europäischen Gesetzgebers. Zwei Beispiele 

 

 

Der europäische Gesetzgeber begnügt sich nicht mit den Mitteln des 

Strengbeweises sowohl im Rahmen des schnellen als auch als auch des sog. 

ordentlichen Verfahrens. Denn der Wirtschafts- – und Sozilausschuss der EU lässt 

bei der Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen 

(Verordnung 861/ 2007), die anhand von vereinfachtem und schnellem Verfahren 

festgestellt werden sollen, „unkonventionelle“ Beweismittel in Form von schriftlichen 

Aussagen von Zeugen, schriftlichen Parteivernehmungen oder anderen Mitteln der 

                                                 
59 Vgl. Oben im Text vor dem Exponenten 19 
60 Vgl. Oben im Text zwischen den Exponenten 28 und 29  
61 Vgl. Oben im Text vor dem Exponenten 27   
62 Popper, aaO. (N.19), S. 61  
63 Leipold, aaO. (N.57), § 284 Rdn. 127  
64 Vgl. Oben im Text nach dem Exponenten 56  
65 Leipold, aaO. (N.57), § 284 Rdn. 131; R. Bruns, Beweisführung im Prozess, in: P. Gilles 
(Hrsg.), Die Humane Justiz (1977), S. 144  
66 Kofmel, aaO. (N.3), S. 237  
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Kommunikationstechnologie zu (Art. 9). Der europäische Gesetzgeber zieht im 

Rahmen desgleichen schnellen und vereinfachten Verfahrens die Grundsätze des 

fairen Verfahrens und der Verhältnismäßigkeit in Erwägung67. Dies bedeutet, dass 

die atypischen Beweismittel auch im Rahmen eines schnellen Verfahrens nicht 

unbeschränkt zugelassen werden sollen. 

Der gleiche Ausschuss hat bei der Einführung einer Richtlinie zur 

Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums (2004/ 48/ EG) mit Art. 6 alle 

Beweismittel zugelassen, die „vernünftigerweise“ zur Begründung der Ansprüche 

geeignet sind. Die „Vernunft“ die als Kriterium für die Zulassung von Beweismitteln 

bezeichnet wurde, lässt nach den Gründen der vorliegenden Richtlinie68 die 

„wirksamen“ Beweismittel als geeignet für die Begründung einer Verletzung von 

Rechten des geistigen Eigentums zu.  

Der europäische Gesetzgeber gewahrt dem Rechtsanwender keine 

schrankenlose Ermächtigung hinsichtlich der Annahme von Beweismitteln. Auch im 

Rahmen der oben angeführten europäischen Regelungen soll die Erhebung der 

Beweise nicht als ein formloses Verfahren erfolgen. Doch interessiert sich der 

europäische Gesetzgeber für den Schutz grundlegender, das Zivilprozessrecht 

durchziehender Werte bei dem Beweisaufnahmeverfahren, wie es sich aus dem 

Wortlaut der Regelungen aus ihren Gründen ergibt. Unter Rückgriff auf abstrakte 

Begriffe wird die Grenzziehung zwischen dem Strengbeweis und der Zulassung 

eines lockeren Beweisverfahrens in weitem Umfang dem Gericht Überlassen. 

Deshalb soll der Gesetzanwender die verhältnismäßige Berücksichtigung des Rechts 

auf Gehör auch anhand der Eigenart des vorliegenden Falles bestimmen. Jedenfalls 

schließen die oben angeführten Regelungen der europäischen Gesetzgebung die ad 

hoc Nichtzulassung bestimmter Erkenntnisquellen nicht aus. 

 

 

V. Ergebnis 

 

 Die richterliche Würdigung der anhängigen Sachlage kann anhand der 

statistisch festgelegten relativen Häufigkeit bestimmter Ereignisse überprüft werden, 

soweit der Beweisgegenstand sich aus Vorgängen messbarer Größe 

zusammensetzt. Da die Tatbestände der Gesetze auf Vorgänge Bezug nehmen 

deren Verstehen Bewertungen menschlichen Verhaltens voraussetzt, kann das 

erfahrungswissenschaftliche Verifizierbarkeitsverfahren der 

                                                 
67 Gründe 7 und 9  
68 Grund 20  
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Wahrscheinlichkeitsschlüsse kein Anspruch auf allgemeine Geltung erheben. Dem 

Richter bleibt immer ein erheblicher Spielraum bei der Bewertung der Sachlage. Die 

richterliche Freiheit spielt bei der Beweiswürdigung in der Tat eine wichtige Rolle. 

Unter derartigen Erkenntnisvoraussetzungen der Sachlage verlangt das Beweisrecht 

erwartungsgemäß die richterliche Überzeugung von der Wahrheit einer tatsächlichen 

Behauptung. Zur Rationalität der richterlichen Sachentscheidung tragen die 

Berücksichtigung von Denkgesetzen und Erfahrungssätzen sowie die Intensivierung 

der richterlichen Begründungspflicht bei. Das Recht auf Beweis wird durch die 

Zulassung von atypischen Beweismitteln gefördert. Allerdings befindet sich eine 

schrankenlose Konzession zum Recht auf Beweis und zum Recht auf Gehör in 

Spannung mit der Justizförmigkeit des Verfahrens. Einseitigen Lösungsvorschlägen 

sind nicht zu folgen. Eine Auflockerung des Strengbeweises hält nicht an der 

verhältnismäßigen Berücksichtigung der in Spannung sich befindenden Grundwerte 

des Zivilprozessrechts fest, soweit sie ohne Rucksicht auf die Wahrung der 

Rechtssicherheit vorgesehen wird. Jedenfalls verlangt die Berücksichtigung des 

Verhältnismäßigkeitsprinzips die Beschränkung des Gegenbeweises dann für 

zulässig zu halten, falls intersubjektive Kriterien der Tatsachenfeststellung die 

menschenmögliche Erwartung einer beanstandungslos, angenommenen Bewertung 

für die konkrete Sachlage begründen. 

 Der europäische Gesetzgeber hat unter Rückgriff auf abstrakte Begriffe dem 

Richter einen weiten Spielraum für die Harmonisierung des Rechts auf Beweis mit 

dem Bedürfnis nach Rechtssicherheit eingeräumt. Die Einräumung eines derartigen 

Spielraums kann der Aufgabe des Zivilprozesses dienlich sein, soweit der 

Rechtsanwender als erfahrener und gewissenhafter Beurteiler die Sachlage 

bewertet69.                

 

 

 

                                                 
69 Leipold, aaO. (N.57), § 286 Rdn. 3  


